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PRESSEMITTEILUNG 

Berlin, den 18. März 2026 

Ehrgeiziger Klimaschutz heute für das Familienleben 
von morgen 

Konfessionelle Familienverbände fordern ambitioniertes und 

sozial ausgewogenes Klimaschutzprogramm 

Die evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) und der Familienbund der Katholiken 

fordern von der Bundesregierung ein ambitioniertes und sozial ausgewogenes 

Klimaschutzprogramm. Ziel müsse es sein, klimafreundliches Verhalten für alle Menschen zur 

attraktiven, bezahlbaren und leicht zugänglichen Alternative zu machen. Eine für alle 

zugängliche nachhaltige Infrastruktur sollte Teil der allgemeinen Daseinsvorsorge werden. 

„Die aktuellen Debatten nach den Preissprüngen für Kraftstoffe zeigen deutlich, wie eng  

Klima-, Sozial- und Wirtschaftspolitik zusammengehören“, betont Ulrich Hoffmann, Präsident 

des Familienbundes der Katholiken. „Ein Rückbau klimapolitischer Maßnahmen würde langfristig 

deutlich höhere gesellschaftliche und wirtschaftliche Folgekosten verursachen. Diese treffen 

Familien nicht nur heute, sondern auch ihre Kinder und weitere Generationen.“ 

“Gerade Familien mit niedrigen oder mittleren Einkommen müssen einen großen Teil ihres 

Einkommens für alltägliche Ausgaben aufwenden. Ihnen fehlen häufig die finanziellen 

Spielräume, um sich aus eigener Kraft an die Folgen des Klimawandels anzupassen“, ergänzt 

Martin Bujard, Präsident der eaf. „Dabei spielen Familien eine Schlüsselrolle in der Klimawende, 

das fängt beim Essen an und hört bei der Mobilität auf. Sie müssen in ihrer Rolle als 

Gestalterinnen und Gestalter des Wandels stärker anerkannt und unterstützt werden.“ 

Familienbund und eaf begrüßen, dass der erste Entwurf des Klimaschutzprogramms die 

besondere Situation von Familien bereits aufgreift. So sollen sich öffentliche Förderungen - etwa 

für Sanierungen oder E-Mobilität - nicht nur nach der Höhe des Haushaltseinkommens richten, 

sondern auch danach, wie viele Personen davon leben und ob Kinder zu versorgen sind.  

Darüber hinaus fordern beide Verbände in den Bereichen Wohnen und Mobilität deutlich mehr 

Engagement. Gerade in Städten leben viele Familien zur Miete. Sie können zentrale 

Entscheidungen für klimafreundliche Lösungen – etwa bei Heizung, Gebäudesanierung oder 

Ladeinfrastruktur – nicht selbst treffen. Deshalb müssen die Belange von Mieterinnen und 

Mietern bei der Gestaltung der Wärmewende oder Regelungen zur Umlage von Sanierungskosten 
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stärker als bisher berücksichtigt werden. Im Verkehr braucht es neben dem Ausbau des ÖPNV 

kostengünstige Angebote für Kinder im öffentlichen Nahverkehr wie beim Deutschland-Ticket, 

um mehr Familien für Bus und Bahn zu gewinnen.  

Auch ein Tempolimit könne Klima und Familien entlasten: Es senkt Emissionen, Lärm und 

Luftverschmutzung, reduziert finanzielle Belastungen durch den geringeren Kraftstoffverbrauch 

und erhöht die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden. 

„Wir brauchen kein klimapolitisches Rollback, sondern ein entschlossenes, sozial ausgewogenes 

Klimaschutzprogramm“, so Bujard und Hoffmann. „Wenn Klimaschutz weiter nur als 

Schönwetterpolitik behandelt wird, lassen wir unsere Kinder und Enkel mit den Problemen und 

Kosten im Regen stehen.“ 

 

>> Beitrag der eaf und des Familienbunds im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum 

Klimaschutzprogramm der Bundesregierung vom 13. Januar 2026. 

 

Ansprechpartnerin: Konstanze Hartmann-Boudol, E-Mail: Hartmann-Boudol@eaf-bund.de 

 

Die evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) ist der familienpolitische Dachverband 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD).  
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